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158 Verordnung 


über die Ausübung der Fiſcherei. 
Vom 25. Auguſt 1933. 


Auf Grund des S 1 Ziff. 69 und des § 2 Ziff. b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Das Ausfahren zum Fiſchfang mit Schleppnetzen in der Oſtſee von Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang iſt verboten. 
Artikel II 
Fiſcherfahrzeuge, die zum Fiſchfang in den Küſtengewäſſern (§ 1 des Fiſchereigeſetzes vom 
11. Mai 1916 — G. S. S. 55—) ausfahren oder den Fiſchfang in der Danziger Bucht ausüben, 
haben folgende Kennzeichen ſtets ſichtbar zu führen: 
1. an den Maſten im Topp an einem Standerſtock eine Ortsflagge in Größe von 40x50 cm, 
2. an den Fahrzeugen als Unterſcheidungsbuchſtaben die erſten drei Buchſtaben des Wohnortes 
des Fiſchers und die Nummer ſeines Fiſchereiſcheins oder eine ihm von der Fiſchereibehörde 
erteilte andere Erkennungsnummer auf jeder Seite am Bug des Fahrzeugs, aber minde⸗ 
ſtens 1½ m vom Steven entfernt und auf jeder Seite des Großſegels in der Mitte ober⸗ 
halb des oberſten Reffbandes. Buchſtaben und Farbe müſſen mit Olfarbe am Schiffskörper 
weiß auf ſchwarzem Grunde, auf weißen und grauen Segeln ſchwarz, auf roten und dunkeln 
Segeln weiß hergeſtellt ſein. Die Buchſtaben und Zahlen müſſen am Fahrzeuge mindeſtens 
25 cm, am Segel 30 em hoch und nicht weniger als / ihrer Höhe breit fein. Bei offenen und 
halb gedeckten Booten von nicht mehr als 6 m Länge brauchen die Buchſtaben und Zahlen 
nur 10 cm hoch und ½ m vom Steven entfernt zu fein. Die Buchſtaben find in lateiniſcher, 
die Zahlen in arabiſcher Schrift darzuſtellen. 
Die Art der unter Ziff. 1 bezeichneten Flaggen wird von der Fiſchereibehörde beſtimmt. 


Artikel III 
Der Fang von Angelbeſteck mit Krabbenhamen in allen anderen als nachſtehend en 
Küſtenſtreifen iſt verboten. Er iſt geitattet: 
1. von der Landesgrenze gegen Polen bis zur Weſtmole Neufahrwaſſer in einer Waſſertiefe bis 
zu 2 m, 
2. von der Oſtmole bei Neufähr bis zum Zubenweg bei Schnakenburg 
a) in der Zeit vom 1. Januar bis zum 15. 9. jd. Is. in einer Waſſertiefe bis zu 2½ m, 
b) in der Zeit vom 15. 9. jd. Is. bis zum 31. 12. jd. Is. in einer Waſſertiefe von 
5—7 m. 
3. von der Oſtmole bei Nickelswalde bis zur Landesgrenze gegen Oſtpreußen in einer Waſſer⸗ 
tiefe bis zu 2 m. 
Der Krabbenfang mit Motorfahrzeugen darf nur auf an unter Ziff. 2 a) und b) Denen 


Küſtenſtreifen mit höchſtens 3 Krabbenhamen im Schlepp ausgeübt werden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 9. 1933.) 
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8 5 Artikel IV . Be 
Das Beſteden der Legeangeln mit lebenden Nutzfiſchen oder geſchnikkenen Jungaalen als Köder iſt 
verboten. 
Artikel V 
Die Spannung der Haken für Legeangein darf, von der Innenſeite des Steges bis zur Hakenſpitze 
in der Sehne gemeſſen, nicht weniger als 8 mm betragen. 


ö Artikel VI i 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung ſowie gegen die Anordnungen, die die Fiſcherei 
behörde zur Durchführung dieſer Verordnung trifft, werden mit Geldſtrafe bis zu 300 G oder ent⸗ 
ſprechender Haft beſtraft. Neben der Strafe kann auf Einziehung der mitgeführten Fanggeräte, bei 
Zuwiderhandlungen gegen Artikel J auch auf Einziehung der benutzten Fahrzeuge erkannt werden, ohne 
Unterſchied, ob ſie dem Verurteilten gehören oder nicht. 


Artikel VII 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. Auguſt 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


159 Verordnung 
betreffend Abänderung des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916 (G. S. S. 55). 
Vom 25. Auguſt 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 69 und des § 2 Ziff. b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) Wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


1 N i Artikel I 

1. § 6 des Fiſcherelgeſehes wird wie folgt abgeändert: 
e In den Küſtengewäſſern, in denen kein Eigentum beſteht, haben nur Berufsfiſcher freien Fiſch⸗ 
ang. 

Berufsfiſcher iſt, wer mehrere Fiſchereiarten während 2 Jahren erlernt oder wer die Fiſcherei 
bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung fünf Jahre lang ſelbſtändig betrieben hat und mehr als 
50 % ſeines Geſamtjahreseinkommens aus der Fiſcherei bezieht; der Senat kann Ausnahmen zu⸗ 
laſſen. 

2. Im $ 28 wird zwiſchen den bisherigen Abſätzen 1 und 2 folgender neuer Abſatz 2 eingeſchaltet: 

Soweit es ſich um die Übertragung der Ausübung von Fiſchereirechten in Waſſerläufen 
J. Ordnung handelt, darf dieſe nur an Berufsfiſcher oder Vereinigungen zur Förderung der Fiſch⸗ 
zucht und Fiſchwirtſchaft erfolgen. 

Der bisherige Abſatz 2 wird Abſatz 3. 

3. In § 29 Abſ. 4 Satz 1 werden hinter die Worte „Abſ. 1 bis 3“ die Worte geſetzt „ſowie 
gegen § 28 Abſ. 2“. 
4. § 67 erhält nachſtehenden Abſatz 2: 

Soweit es ſich um Waſſerläufe I. Ordnung handelt, kann eine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft auch 

ohne Zuſtimmung der Fiſchereiberechtigten gebildet werden. 


ö Artikel II 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Entgegenſtehende Verträge 


verlieren mit dem 1. 4. 1934 ihre Wirkſamkeit. 
Danzig, den 25. Auguſt 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 
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Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur Förderung 


der nationalen Arbeit vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 337). 
Vom 1. September 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 52 und 89 in Verbindung mit 8 2 Buchſt. b, d und g des Geſetzes 


zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 33 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 


Artäkel I ! 08 


Die Verordnung über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur Förderung der nationalen Arbeit 


vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 337) wird wie folgt geändert: 


15 
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Es wird folgender S 5a eingefügt: 
„sg 5 a | =) 2 

(1) Wer wünſcht, daß bei Zahlung fein Name verſchwiegen bleibt, kann ſich der Vermittlung 
eines Notars in der folgenden Weiſe bedienen: 

1. Der Notar erteilt dem Spender eine Empfangsbeſcheinigung und gibt den empfangenen Geld⸗ 
betrag unverzüglich an die Steuerkaſſe weiter, ohne dabei den Namen des Spenders zu nennen. 
In der Empfangsbeſcheinigung müſſen der Spender und der dem Notar zur Verfügung ge⸗ 
ſtellte Geldbetrag bezeichnet werden; 

2. Die Steuerkaſſe erteilt dem Notar unverzüglich einen Spendenſchein. Dieſer muß den Vor⸗ 
ſchriften des $ 5 entſprechen. Der Notar gibt den Spendenſchein unverzüglich an den Spender 
weiter. 

(2) Notare, die Bank von Danzig und ſonſtige Geldvermittlungsanſtalten dürfen die Namen 
von Spendern, die ſich nicht bereits aus dem geſpendeten Gegenſtände ergeben, weder der Steuer⸗ 
kaſſe noch einer anderen Behörde mitteilen. Die gleiche Pflicht zur Verſchwiegenheit haben die Per⸗ 
ſonen, die im Dienſt von Notaren, der Bank von Danzig und ſonſtigen Geldvermittlungsanſtalten 
ſtehen.“ 


8 8 erhält folgenden Abſatz 3: 


„(3) Iſt die Spende durch Vermittlung eines Notars geleiſtet worden ($ 5a Abſ. 1), ſo 
treten die in § 6 bezeichneten Wirkungen nur dann ein, wenn micht nur der Spendenſchein, den 
die Steuerkaſſe dem Notar ausgeſtellt hat (8 5a Abſ. 1 Ziff. 2), ſondern auch die Empfangsbe⸗ 
ſcheinigung, die der Notar dem Spender ausgeſtellt hat (S Ha Abſ. 1 Ziff. 1), der Steuerbehörde 
übergeben iſt.“ 


Es wird folgender $ Ya eingefügt: 


„§ ga 
Arbeitgeber, die auf Erſuchen des Arbeitnehmers bei Gehalts⸗ oder Lohnzahlungen einen 
Teil des Gehalts oder Lohns als freiwillige Spende einbehalten, haben die für die geſamte Be⸗ 
legſchaft einbehaltenen Spendenbeträge innerhalb 3 Tage nach jedem Lohnzahlungstermin in einem 
Betrage an die Steuerkaſſe der Freien Stadt Danzig abzuführen. Entſprechendes gilt für die 
Notare, die gemäß $ 5a der Rechtsverordnung eine Spende in Empfang genommen haben. Ein 
Verſtoß gegen dieſe Vorſchriften gilt als Steuerhinterziehung im Sinne des § 366 Steuergrund⸗ 
geſetzes.“ f 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 1. September 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Durch führungsverorduung 


zur Verordnung über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur Förderung der nationalen Arbeit 


vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 337). 
Vom 1. September 1933. 


Auf Grund des $ 10 Abſ. 2 der Verordnung über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur 


Förderung der nationalen Arbeit vom 29. Juli 1933 (G. Bl. S. 337) wird folgendes verordnet: 
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Abſchnitt I 
Spender 
8 1 
(1) Spender im Sinne der Rechtsverordnung iſt, wer in eigenem Namen eine der in $ 2 der Ver⸗ 
ordnung über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur Förderung der nationalen Arbeit vom 
29. Juli 1933 (Spendenverordnung) bezeichneten Leiſtungen bewirkt hat. 
(2) Wird bei der Leiſtung erklärt, daß die Leiſtung für einen Anderen bewirkt wird, ſo iſt dieſer 
Andere der Spender. 
8 2 


(1) Als Spender kommen in Betracht: 

1. natürliche Perſonen, 

2. Perſonalgeſellſchaften im Sinne des § 25 Eink. St. Geſ., 

3. juriſtiſche Perſonen (3. B. Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Ge 
noſſenſchaften), 

4, nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen (Zweckvereinigungen) und Vermögensmaſſen (3. B. An⸗ 
ſtalten, Stiftungen, andere Zweckvermögen). 

(2) Wenn mehrere Spender (3. B. Ehegatten, Miterben) zuſammen eine Spende leiſten, jo iſt 
jedem Spender der Teil der Spende zuzurechnen, den die Spender bei Leiſtung der Spende beſtimmen. 
Wenn die Spender bei Leiſtung der Spende keine Beſtimmung darüber treffen, welcher Teil der 
Spende auf die einzelnen Spender entfällt, ſo iſt anzunehmen, daß jedem Spender der Bruchteil zuzu⸗ 
rechnen iſt, der ſich aus der Zahl der Spender ergibt. 


Abſchnitt U 
Zum Spenden geeignete Werte 
8 3 
(1) Eine freiwillige Spende kann grundſätzlich nur dadurch geleiſtet werden, daß Leiſtungen der in 
§ 2 der Spendenverordnung N Art bewirkt werden. 
(2) Annahmefähig nach § 2 Ziff. 2 der Spendenverordnung ſind folgende Wertpapiere: 
1. 7 prozentige L-Anleihe der Stadtgemeinde Danzig von 1925, 
2. 6½ prozentige Staats⸗ (Tabakmonopol) Anleihe von 1927, 
3, Aprozentige Schatzanweiſungen (Wohnungsbauabgabe) des Freiſtaats Danzig von 1933. 
(8) Durch Hingabe anderer als der in §S 2 der Spendenverordnung bezeichneten Werte kann eine 
freiwillige Spende nur mit Zuſtimmung des Senats der Freien Stadt Danzig geleiſtet werden. 
(4) Beiſpiele zu Abſatz 1: 

a) Ein Spender leiſtet an eine der vorgeſehenen Annahmeſtellen eine Barzahlung, oder 

b) er überweiſt den Betrag, den er ſpenden will, durch Zahlkarte, durch Poſtanweiſung, durch 
Poſtſcheck oder durch Bankgiro an eine der Annahmeſtellen, oder 

c) er erſucht das Steueramt, einen Steuerbetrag, deſſen Erſtattung er verlangen kann (3. B. des⸗ 
halb, weil er zu hohe Einkommenſteuervorauszahlungen geleitet hat), als freiwillige Spende 
zu verwenden; 

d) ein Arbeitnehmer erſucht ſeinen Arbeitgeber, von dem Arbeitslohn einmalig oder laufend bis 
auf Widerruf einen Lohnteil als freiwillige Spende einzubehalten. 

e) Ein Spender beſitzt Wertpapiere der in Abſ. 2 aufgeführten Art. Die Wertpapiere werden 
von einer Geldvermittlungsanſtalt (3. B. von einer Bank, Sparkaſſe oder Kreditgenoſſenſchaft) 
für den Spender verwahrt. Der Spender ſchreibt der Geldvermittlungsanſtalt, daß er die 
Wertpapiere als freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit verwendet willen 
wolle. 

8 4 
Wer wünſcht. daß bei der Zahlung fein Name verſchwiegen bleibt, kann ſich der Vermittlung 
eines Notars bedienen. Der Notar gibt den Geldbetrag, den er von dem Spender erhält, an die 
Steuerkaſſe weiter, ohne dabei den Namen des Spenders zu nennen. 


Abſchnitt III 
Annahmeſtellen 


8 5 
0 Der Senat kann auch andere als die in § 4 der Spendenverordnung genannten Stellen als 
Annahmeſtellen für die Spende zulaſſen. 


| 
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(2) Die im $ 4 der Spendenverordnung bezeichneten oder vom Senat nach Abſ. 1 beſonders zu- 
gelaſſenen Annahmeſtellen erhalten von der Freien Stadt Danzig weder eine Vergütung für ihre 
Tätigkeit noch eine Entſchädigung für Aufwand (Auslagen, Zeitverluſt). Sie ſtellen dem Spender 
keinerlei Speſen (Proviſion, Auslagen) in Rechnung. 


86 
Die Annahmeſtellen haben die bei ihnen eingehenden Spenden fortlaufend in eine Liſte einzutragen, 
die nach dem aus Anl. 1 erſichtlichen Muſter in doppelter Ausfertigung (Durchſchreibeverfahren) zu 
führen iſt. Das erſte Stück iſt zu den vom Senat beſtimmten Terminen unter Aufrechnung und Be⸗ 
ſcheinigung der Richtigkeit durch den Vorſteher der Annahmeſtelle dem Senat, (Finanzabteilung) un⸗ 
mittelbar einzuſenden. 
Abſchnitt IV 
Annahmewert 
8 7 
Bei den in $ 3 Abſ. 2 bezeichneten Wertpapieren gilt als Annahmewert 
der nach dem Börſenkurs des Annahmetages (§ 8) oder, falls ein ſolcher nicht notiert iſt, 
der nach dem letzten Börſenkurs vor dem Annahmetag errechnete Wert. Hinzuzurechnen ſind 
Stückzinſen bis zum Annahmetag. 


Abſchnitt V 
Annahmetag 
8 8 
In den Fällen des $ 2 Ziff. 1 der Spenden verordnung gilt als Tag, an dem die Spende ge⸗ 
leiſtet worden iſt: 
1. bei Übergabe oder Überſendung von Zahlungsmitteln: 
der Tag des Eingangs bei der Annahmeſtelle; 
2. bei Überweiſungen von Zahlungsmitteln: 
der Tag, an dem der Betrag der Annahmeſtelle gutgeſchrieben wird. 
sg 
In den Fällen des $ 2 Ziff. 2 der Spendenverordnung gilt als Tag, an dem die Spende geleitet 
worden iſt: 
der Tag, an dem die Bank von Danzig die Wertpapiere oder die Verfügungsmacht über die 
Wertpapiere erhält. 
8 10 
Hat der Spender bei Zahlung ſich der Vermittlung eines Notars bedient, ſo gilt als Annahme⸗ 
tag nicht der Tag, an dem der Spender an den Notar gezahlt hat, ſondern der Tag, an dem der 
Notar den empfangenen Geldbetrag an die Steuerkaſſe weitergegeben hat. Dieſer Tag beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften des $ 8 dieſer Durchführungsverordnung. 


Abſchnitt VI 
Anzeige an die zur Ausſtellung des Spendenſcheins zuſtändige Stelle 
8 11 
(1) Wird an einen Notar eine Zahlung als freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Ar⸗ 
beit entrichtet, ſo hat der Notar dies unverzüglich der Steuerkaſſe anzuzeigen. 
(2) In der Anzeige hat der Notar vr 

1. anzugeben, in welcher Weiſe er ſeiner Pflicht, den geſpendeten Betrag unverzüglich an die 
Steuerkaſſe weiterzuleiten, entſprochen hat, 

2. zu verſichern, daß er dem Spender (SS 1, 2 dieſer Durchführungsevrordnung) eine auf deſſen 
Namen lautende Empfangsbeſcheinigung über den geſpendeten Betrag ausgehändigt hat und 
anzugeben, an welchem Tage dies geſchehen iſt. 

8 12 
(1) Sind Wertpapiere nicht unmittelbar bei der Bank von Danzig, ſondern bei einer anderen 
Geldvermittlungsanſtalt oder Annahmeſtelle hingegeben worden, ſo hat die Geldvermittlungsanſtalt 
oder Annahmeſtelle davon unverzüglich Anzeige an die Bank von Danzig zu erſtatten und ihr die 
Wertpapiere zu übermitteln. 
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(2) Befinden ſich die Wertpapiere in einem Sammeldepot, jo iſt der Anzeige, die die Annahme⸗ 
ſtelle an die Bank von Danzig erſtattet, ein Auslieferungsſcheck über die Wertpapiere beizufügen. 

(3) In der Anzeige, die die Geldvermittlungsanſtalt oder Annahmeſtelle an die Bank von Danzig 
erſtattet, ſind die Angaben zu machen, die die Bank von Danzig braucht, um den Spendenſchein auszu⸗ 
ſtellen. Auf Grund dieſer Angaben ſtellt die Bank von Danzig den Spendenſchein aus und überſendet 
ihn der Geldvermittlungsanſtalt oder der ſonſtigen Annahmeſtelle. 


Abſchmitt VII 
Spendenſchein 
8 13 
(1) Zur Ausſtellung von Spendenſcheinen find zuſtändig: 
a) in den Fällen des § 2 Ziff. 1 der Rechtsverordnung die in $ 4 der Spendenverordnung oder 
vom Senat gemäß $ 5 Abſ. 1 dieſer Verordnung beſonders zugelaſſenen Annahmeltellen, 
b) in den Fällen des $ 2 Ziff. 2 der Rechtsverordnung die Bank von Danzig. 


8 14 

(1) Der Spendenſchein hat den aus der Anlage 2 und erſichtlichen Wortlaut. Muſter s iſt für 
geſpendete Wertpapiere; 1 8 2 iſt bei den übrigen Spenden auszuſtellen. Unberührt bleibt die 
Beſtimmung des § 46 Abſ. 4 

(2) Der Spendenſchein trägt die Unterſchriſt von zwei Beamten oder Angeſtellten der Annahme⸗ 
ſtelle und den Abdruck des Dienſtſtempels. 

(3) Die Empfangsbeſcheinigung, die der Notar dem Spender ausſtellt ($ 5a der Spendenver⸗ 
ordnung), wird von dem Notar unterſchrieben und mit dem Abdruck ſeines Dienſtſtempels verſehen. 


$ 15 

Der Spendenſchein lautet auf volle Gulden. Überſchießende Guldenpfennig⸗Beträge werden auf 
volle Gulden nach unten abgerundet. 

8 16 

(1) Der Spendenſchein lautet auf den geſamten Annahmewert der Spende. 

(2) Hat jedoch der Spender ein berechtigtes Intereſſe daran, daß über den Annahmewert der 
Spende nicht ein einheitlicher Spendenſchein ausgeſtellt, ſondern der Annahmewert der Spende auf 
mehrere Spendenſcheine verteilt wird, ſo hat auf Antrag des Spenders die zur Ausſtellung des 
Spendenſcheins zuſtändige Stelle mehrere Spendenſcheine in der Weiſe auszustellen, daß die Summe 
der Beträge, auf welche die mehreren Spendenſcheine lauten, gleich dem Annahmewert der Spende iſt. 

(3) Beiſpiel zu Abſatz 2: 

Es werden 1000 Gulden als freiwillige Spende gezahlt. Der Spender beantragt, ihm zwei 
Spendenſcheine über je 500 Gulden auszustellen. Er begründet dieſen Antrag damit, daß er 
den einen Spendenſchein gemäß § 6 Abſ. 1 Ziff. 1 der Spendenverordnung und den anderen 
Spendenſchein gemäß § 6 Abſ. 1 Ziff. 2 verwenden wolle. 

(4) Wenn der Vordruck, der zur Ausſtellung des Spendenſcheins dient, nicht für alle Eintragungen 
ausreicht (3. B., weil er in dem Spendenſchein mehrere Arten von Wertpapieren angegeben werden 


müſſen), ſo ſollen deshalb nicht mehrere Spendenſcheine ausgeſtellt, ſondern die Eintragungen, für die a 


in dem Vordruck des Spendenſcheins kein Raum iſt, auf ein beſonderes Blatt geſetzt werden. Dieſes 
Blatt iſt beſonders zu unterſchreiben und mit dem Spendenſchein zu verbinden. Die Verbindungsſtelle 
iſt mit dem Abdruck des N zu verſehen. 
SEN ee 

(1) Der Spendenſchein lautet (vorbehaltlich des Abſatzes 3) auf den Namen des Spenders. Die 
Bezeichnung des Spenders muß genau ſein. Bei natürlichen Perſonen ſollen Name, Vorname, Beruf, 
Wohnort und Wohnung, bei Perſonalgeſellſchaften, juriſtiſchen Perſonen und bei nichtrechtsfähigen 
Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen Firma oder Name und außerdem . oder Ort der 
Leitung angegeben werden. 

(2) In jedem Spendenſchein darf nur ein Spender ($ 2 Abſ. 1 dieſer Di dn bebe 
angegeben werden. Wenn mehrere Spender zuſammen eine Spende leiſten, ſo iſt jedem Spender ein 
Spendenſchein über den Teilbetrag auszuſtellen, der von dem Annahmewert der Spende auf den 
einzelnen Spender entfällt ($ 2 Abſ. 2 dieſer Durchführungsverordnung). 

(3) Der Spendenſchein, den das Steueramt in den Fällen des $ 5a der Spendenverordnung er⸗ 
teilt, enthält nicht die Bezeichnung des Spenders, ſondern die Angabe, daß der (genau zu bezeich⸗ 
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nende) Notar für fremde Rechnung in Höhe des gezahlten Betrages freiwillige Spende zur Förderung 
der nationalen Arbeit geleiſtet hat. 
(4) Auf die Empfangsbeſcheinigung, die der Notar dem Spender ausſtellt (S 5a der Spenden⸗ 
verordnung) finden die Abſätze 1 und 2 entſprechende Anwendung. FL 
(5) Beiſpiel zu den Abſätzen 1 und 2: 
Der Vorſtand einer Genoſſenſchaft hat unter den Genoſſen freiwillige Spenden geſammelt 
und den geſammelten Betrag an eine Annahmeſtelle abgeführt. Er muß der Annahmeſtelle 
mitteilen, ob der Spendenſchein auf den Namen der Genoſſenſchaft lauten ſoll, oder ob über 
die Teilbeträge, die von den einzelnen Genoſſen geſpendet worden ſind, Spendenſcheine auf 
die Namen der einzelnen Genoſſen ausgeſtellt werden ſollen. Ein Spendenſchein, der auf den 
Namen der Genoſſenſchaft lautet, kann zur Ermäßigung oder Ablöſung von Steuern nur 
inſoweit verwendet werden, als es ſich um Steuerſchulden Gaftpflichten) der Genoſſenſchaft 
handelt ($ 21 Abf. 2 dieſer Durchführungsverordnung). Dagegen können Steuern, die nicht 
die Genoſſenſchaft, ſondern die einzelnen Genoſſen treffen, nicht durch Hingabe eines auf den 
Namen der Genoſſenſchaft lautenden Spendenſcheins ermäßigt oder abgelöſt werden. 


8 18 

(1) Der Spendenſchein iſt nicht übertragbar. 

(2) Bei Geſamtrechtsnachfolge (3. B. bei Erbſchaft oder bei Verſchmelzung von Geſellſchaften) 
geht der Spendenſchein auf den Geſamtrechtsnachfolger über. Der Geſamtrechtsnachfolger kann hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Steuerſchulden, die von dem Rechtsvorgänger auf den Rechtsnachfolger überge⸗ 
gangen ſind, den Spendenſchein unter den gleichen Vorausſetzungen und in den gleichen Grenzen ver⸗ 
wenden, wie es der Spender gekonnt hätte, wenn die Rechtsnachfolge nicht eingetreten wäre. 

(3) Wird ein Unternehmen im ganzen veräußert und wird dabei ein Spendenſchein, der auf den 
Namen des Veräußerers lautet, von dem Erwerber übernommen, ſo kann der Erwerber hinſichtlich 
ſolcher Steuern, für die er nach 8 92 des Steuergrundgeſetzes haftet, den Spendenſchein unter den 
gleichen Vorausſetzungen und in den gleichen Grenzen verwenden, wie es der Spender getan hätte, 
wenn das Unternehmen und der Spendenſchein nicht auf den Erwerber übergegangen wären. 


9 19 f Ben 

(1) Gegen den Inhalt des Spendenſcheins (insbeſondere gegen die in dem Spendenſchein ent⸗ 
haltenen Angaben über den Spender, den Annahmewert und den Annahmetag) kann der Spender nur 
binnen Monatsfriſt Einwendungen erheben. Be 

(2) Die Friſt (Abſatz 1) beginnt mit dem Ablauf des Tages, an dem der Spendenſchein dem 
Spender (dem Bevollmächtigten des Spenders, in den Fällen des § 5a der Spendenverordnung: 
dem Notar) zugeht, jedoch früheſtens mit dem Ablauf des Tages, an dem dieſe Durchführungsver⸗ 
ordnung im Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig verkündet wird. 

(3) Die Einwendungen ſind bei der Stelle anzubringen, die den Spendenſchein ausgeſtellt hat. 

(4) Über die Einwendungen entſcheidet die Stelle, die den Spendenſchein ausgeſtellt hat. Die Ent⸗ 
ſcheidung ergeht koſtenfrei und iſt endgültig. | 

(1) Iſt ein Spendenſchein oder eine von einem Notar ausgeſtellte Empfangsbeſcheinigung dem 
Spender oder einem Bevollmächtigten des Spenders ausgehändigt worden oder ſonſtwie zugegangen, 
und iſt alsdann der Spendenſchein oder die Empfangsbeſcheinigung verlorengegangen oder ſonſt ab⸗ 
handen gekommen, fo darf eine Erſatz⸗Urkunde nicht ausgeſtellt werden. 

(2) Wenn der Spender bei Zahlung ſich der Vermittlung eines Notars bedient ($ 5a der 
Spendenverordnung), ſo gilt der Notar als bevollmächtigt, für den Spender den Spendenſchein ent⸗ 
gegenzunehmen. ö 

8) Ein Aufgebotsverfahren findet weder für den Spendenſchein noch für die von einem Notar 
ausgeſtellte Empfangsbeſcheinigung ſtatt. 

Abſchnitt VIII 
Verwendung des Spendenſcheins (Allgemeines) 
8 2¹ 
() Der Spender kann einen Spendenſchein verwenden: 
a) zur Ermäßigung laufender Steuern (.. 8 25/26 dieſer Durchführungsverordnung), 
b) zur Ablöſung alter Steuern (.. 8 27 ff. der Durchführungs verordnung). 
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(2) Vorausſetzung iſt, daß es ſich handelt um 
a) Steuerſchulden des Spenders (ſ. Abſ. 3), oder um 
b) Steuern, die ein Anderer ſchuldet, für die der Spender aber haftet. 

(3) Zu den Steuerſchulden des Spenders gehören auch ſolche Steuerſchulden, die bei ihrer Ent⸗ 
ſtehung nicht Steuerſchulden des Spenders waren, aber durch Geſamtrechtsnachfolge (3. B. durch 
Erbſchaft oder durch Verſchmelzung von Geſellſchaften) oder gemäß § 92 St. Gr. Geſ. auf den Spender 
übergegangen ſind. 

8 22 

(1) Die Verwendung des Spendenſcheins geſchieht in der Weiſe, daß der Spender den Spenden⸗ 
ſchein der Steuerbehörde hingibt. Iſt eine Spende durch Vermittlung eines Notars geleiſtet worden, 
jo muß außer dem Spendenſchein auch die Empfangsbeſcheinigung, die der Notar dem Spender aus- 
geſtellt hat, der Steuerbehörde hingegeben werden. 

(2) Mit der Hingabe geht der Spendenſchein und die von dem Notar ausgeſtellte Empfangs⸗ 
beſcheinigung in das Eigentum der Steuerbehörde über. 

(3) Die Steuerbehörde entwertet den Spendenſchein dadurch, daß fie die linke obere Ecke des 
Spendenſcheins abſchneidet, und nimmt alsdann den Spendenſchein zu den den Spender betreffenden 
Akten (Steuerakten oder Strafakten). Das Gleiche gilt für die von einem Notar ausgeſtellte Emp⸗ 
fangebeſcheinigung. 

8 23 

(1) Bei Hingabe des Spendenſcheins hat der Spender zu erklären, wie der Spendenſchein ver- 
wendet werden ſoll. 

Beiſpiele: Der Spender verlangt, daß der Spendenſchein ausſchließlich zur Ermäßigung laufender 
Steuern (§ 21 Abſ. 1 a dieſer Durchführungsverordnung) oder ausſchließlich zur Ablöſung 
alter Steuern ($ 21 Abſ. 1b dieſer Durchführungsverordnung) verwendet wird. Der Spender 
kann aber auch verlangen, daß ein Teilbetrag des Annahmewertes, auf den der Spenden⸗ 
ſchein lautet, zur Ermäßigung laufender Steuern und ein anderer Teilbetrag des Annahme⸗ 
wertes zur Ablöſung alter Steuern verwendet wird. | Fat 

(2) Hat der Spender den Spendenſchein hingegeben und über die Verwendung des Spendenſcheins 
Beſtimmung getroffen, ſo iſt er an dieſe Beſtimmung gebunden. 


g 8 24 

(1) Der Spender ſoll den Spendenſchein möglichſt bald dem Steueramt (oder der ſonſt in Be⸗ 
tracht kommenden Steuerbehörde) hingeben. 

(2) Er kann, ſtatt ſich den Spendenſchein aushändigen oder zuſenden zu laſſen, verlangen, daß die 
Stelle, die den Spendenſchein ausſtellt, dieſen unmittelbar einer (von dem Spender zu bezeichnenden) 
Steuerbehörde überſendet. Die Überſendungskoſten trägt die Stelle, die den Spendenſchein ausſtellt. 

(8) Solange der Spender den Spendenſchein behält, trägt er die Gefahr des Verluſtes ($ 20 
Abſ. 1 dieſer Durchführungsverordnung). Es ſteht dem Spender frei, ſich gegen Geldſachen, der ihm 
durch Verluſt des Spendenſcheins entſtehen kann, zu verſichern. 


Abſchnitt IX a 
Verwendung des Spendenſcheins zur Ermäßigung laufender Steuern 
8 25 | 
(1) Der Spender kann bei Hingabe des Spendenſcheins verlangen, daß der Annahmewert der 
Spende als Sonderleiſtung im Sinne des $ 15 des Eink. St. Geſ. von dem Einkommen desjenigen Ka⸗ 
lenderjahres abgeſetzt wird, in dem die Steuer geleiſtet worden iſt. 
(2) Dieſes Verlangen kann der Spender nur bis zum Ablauf der folgenden Friſten ſtellen: 
1. wenn über das Einkommen desjenigen Kalenderjahres, in dem die Spende geleiſtet worden 
iſt, eine Steuererklärung abzugeben iſt, 
bis zum Ablauf der Steuererklärungsfriſt, 
2. ſonſt: 
bis zum Ablauf des 30. April 1934. 9 
(8) Wird die Friſt (Abſ. 2) verſäumt, ſo wird Nachſicht nicht gewährt. SS: 
(4) Hat der Spender den Spendenſchein hingegeben und das im Abſatz 1 bezeichnete Verlangen 
geſtellt, ſo iſt er daran gebunden. 8 a Fl 
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8.26 
Wird der Annahmewert der Spende von dem Einkommen abgeſetzt (SS 21 Abſ. la und 25 
Abf. 1 dieſer Durchführungsverordnung), jo bewirkt dies eine Ermäßigung der Einkommenſteuer (Lohn⸗ 
ſteuer), der Körperſchaftsſteuer, der Zuſchläge, die auf die Einkommenſteuer (Lohnſteuer) entfallen, und 
derjenigen Steuern der öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften, die ſich an die Einkommenſteuer 
(Lohnſteuer) anſchließen. Auf die Berechnung des Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer 

für die Veranlagten bleibt die Spende ohne Einfluß. 


Abſchnitt X 
Verwendung des Spendenſcheins zur Ablöſung alter Steuern 
§ 27 

Der Spender kann den Spendenſchein zur Ablöſung alter Steuern (ſogenannter „ablöſungsfähiger 

Steuerſchulden“) verwenden, wenn die folgenden fünf Vorausſetzungen gegeben ſind: 

1. Es muß ſich handeln um 

a) Steuerſchulden des Spenders (. SS 21 und 18 der Durchführungsverordnung oder um 

b) Steuern, die ein Anderer ſchuldet, für die der Spender aber haftet; 

2. Es muß ſich um zuwenig gezahlte Steuern von Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen 
oder vom Umſatz handeln (ſ. $ 7 der Spendenverordnung). 

3. Hinſichtlich dieſer Steuern muß vor dem 1. Juli 1933 eine Verkürzung von Steuereinnahmen 
(8 7 Abſ. 1 der Spendenverordnung) eingetreten ſein. 

4. Die Spende muß vor dem 31. März 1934 geleiſtet worden ſein. 

5. Die Spende darf nicht erſt geleiſtet werden, nachdem dem Steuerpflichtigen odar einer an⸗ 
deren Perſon, die die Pflichten des Steuerpflichtigen zu erfüllen hat, eröffnet worden iſt, daß 
die Steuerbehörde Kenntnis von der Verkürzung der Steuereinnahmen hat. 

8 28 | 

Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen oder vom Umſatz (8 7 Abſ. 1 der 

Spendenverordnung) ſind die folgenden Steuern: 
Einkommenſteuer nebſt Zuſchlägen, Körperſchaftsſteuer, (Notzuſchlag), Vermögenſteuer, Ge⸗ 
werbeſteuer vom ſtehenden Gewerbe, Erbſchaftsſteuer, Umſatzſteuer, Grundvermögenſteuer, 
Grundwechſelſteuer und Wohnungsbauabgabe. i eh 
8 29 
Als Tag, an dem die Steuerverkürzung eingetreten iſt, gilt: 
1. bei Veranlagungsſteuern: 
a) regelmäßig: 
der Tag, an dem der Steuerbehörde eine unrichtige Steuererklärung zugegangen iſt, die 
geeignet war, eine zu niedrige Steuerfeſtſetzung herbeizuführen, 
b) wenn jedoch die Verpflichtung, eine Steuererklärung abzugeben, nicht oder nicht recht⸗ 
zeitig erfüllt wird: 
der letzte Tag der Steuererklärungsfriſt; 
2. bei anderen Steuern (insbeſondere bei den im Wege des Steuerabzugs zu erhebenden Steuern): 
der Tag, an dem die Steuer fällig geweſen iſt. 
a 1 i 8 30 
() Steuerbehörde im Sinne des $ 7 Abſ. 2 der Spendenverordnung iſt das zuſtändige Steuer⸗ 
amt. a 
(2) Die Zollfahndungsſtellen und ihre Beamten ſind keine Beamten im Sinne des $ 7 Abſ. 2 
der Spendenverordnung. 

(3) Als Kenntnis der Steuerbehörde gilt es auch, wenn ein Beamter (3. B. ein beamteter 
Buchprüfer) oder ein bei der Beſteuerung mitwirkender Angeſtellter (3. B. ein nichtbeamteter Buch⸗ 
prüfer) einer Steuerbehörde (Abs. 1) Kenntnis von der Verkürzung der Steuereinnahmen hat. 

(4) Die Kenntnis der Steuerbehörde muß ſich auf eine beſtimmte Verkürzung von Steuerein⸗ 
nahmen beziehen. Dazu iſt zwar nicht erforderlich, daß die Steuerbehörde den genauen Betrag 
(3. B. den genauen Betrag des bisher nicht angegebenen Vermögens oder Einkommens) bereits 
kennt. Andererſeits genügt es aber zum Beiſpiel nicht, daß die Steuerbehörde lediglich ganz allgemein 
erfahren hat, ein Steuerpflichtiger habe außer dem von ihm angegebenen Vermögen oder Einkommen 
noch weiteres ſteuerpflichtiges Vermögen oder Einkommen gehabt. FH 
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s 31 

(4) Die Eröffnung, daß eine Steuerbehörde Kenntnis von der i der Steuereinnahmen 
hat, kann nicht nur durch einen Beamten (3. B. einen beamteten Buchprüfer) oder einen bei der Be⸗ 
ſteuerung mitwirkenden Angeſtellten (3. B. einen nichtbeamteten Buchprüfer) der Steuerbehörde ge- 
ſchehen, ſondern auch durch einen ſonſtigen Amtsträger (3. B. durch einen Staatsanwalt). 

(2) Eine Eröffnung durch die Steuerbehörde erübrigt ſich inſoweit, als der Steuerpflichtige (ein 
Bevollmächtigter des Steuerpflichtigen oder eine Perſon, die die Pflichten des Steuerpflichtigen zu er⸗ 
füllen hat), vor dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung die Steuerbehörde von der Verkürzung der 
Steuereinnahmen in Kenntnis geſetzt hat. 

(3) Hat ein Steuerpflichtiger (ein Bevollmächtigter des Steuerpflichtigen oder eine Perſon, die 
die Pflichten des Steuerpflichtigen zu erfüllen hat) nach dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung der 
Steuerbehörde mitgeteilt, daß er freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit leiſten will, 
und hat dadurch die Steuerbehörde Kenntnis von einer Verkürzung von Steuereinnahmen erlangt, ſo 
ſoll die Steuerbehörde dem Steuerpflichtigen eine Friſt für die Leiſtung einer Spende ſetzen. Wendet 
ſich der Steuerpflichtige mit ſeiner Mitteilung (Satz 1) an eine Steuerbehörde, die für die Feſtſetzung 
der Steuernachforderung nicht zuſtändig iſt, ſo ſoll die unzuſtändige Steuerbehörde die Sache an die 
zuſtändige Steuerbehörde abgeben, damit dieſe dem Steuerpflichtigen eine Friſt für die Leiſtung einer 
Spende ſetzt. Die Friſtſetzung kann mündlich geſchehen, wenn der Spender oder ein Bevollmächtigter 
des Spenders bei der zuſtändigen Steuerbehörde anweſend iſt (§S 67 (2) des Steuergrundgeſetzes). 
Die Friſt (Sätze 1 und 2) ſoll wenigſtens 2 Wochen und in der Regel nicht mehr als einen Monat 
betragen. Die Steuerbehörde ſoll in ihren Akten die Friſtſetzung vermerken. Mit dem Ablauf der 
Friſt gilt die Eröffnung, daß die Steuerbehörde Kenntnis von der Verkürzung der Steuereinnahmen 
hat, als erfolgt. 

(4) Wenn gegen einen Steuerpflichtigen ein Steuerſtrafverfahren eingeleitet war, dieſes Steuer⸗ 
ſtrafverfahren aber wieder eingeſtellt worden iſt, ſo hindert eine in dem Strafverfahren erfolgte Er⸗ 
öffnung, daß eine Steuerbehörde Kenntnis von der Verkürzung der Steuereinnahmen hat, den Steuer⸗ 
pflichtigen nicht, die Vergünſtigungen zu erlangen, die im § 6 Abſ. 2 Ziff. 2 der Spendenverordnung 
vorgeſehen ſind. a 

8 32 
Beiſpiele und Ergänzungen zu § 31: 5 
1. Das Steueramt hat gegen einen Steuerpflichtigen ein Strafverfahren wegen Steuerhinter⸗ 
ziehung eingeleitet (S 411 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes) und dem Steuerpflichtigen dies 
mitgeteilt ($ 412 Abſ. 1 und 2 Steuergrundgeſetzes). Wenn nun der Steuerpflichtige, nach⸗ 
dem er dieſe Mitteilung des Steueramtes erhalten hat, eine Spende leiſtet, ſo kann er die, 
Steuerſchulden, auf die das Strafverfahren ſich bezieht, nicht durch Hingabe des Spenden⸗ 
ſcheins ablöſen und dadurch der Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung entgehen. Erſt recht 
nicht kann durch Leiſtung einer Spende Straffreiheit erlangt werden für eine Steuerzuwider⸗ 
handlung, wegen der das Steueramt ſchon vor Leiſtung der Spende einen Strafbeſcheid er⸗ 
laſſen hat. Dabei iſt es einerlei, ob bei Leiſtung der Spende der Strafbeſcheid bereits rechts⸗ 
kräftig iſt oder ob die Rechtsmittelfriſt noch läuft. Es kommt auch nicht darauf an, ob 
die im §S 7 der Spendenverordnung vorgeſehene Eröffnung in die Zeit vor dem 1. Juli 1933 
oder in die Zeit nach dem 30. Juni 1933 fällt. Entſcheidend iſt lediglich, ob der Spender 
die Spende geleiſtet hat, bevor ihm eröffnet worden iſt, daß die Steuerbehörde Kenntnis von 
der Steuerverkürzung hat. (Siehe jedoch auch § 31 Abſ. 4 dieſer Durchführungsverordnung.) 
2. Am 18. Auguſt 1933 erſcheint ein Steuerpflichtiger auf dem für ihn zuſtändigen Steueramt 
und erklärt, er wolle ſo viel ſpenden, als erforderlich ſei, um hinterzogene Umſatzſteuer des 

Jahres 1932 abzulöſen; das Steueramt möge ihm den Betrag aufrechnen. Auf Grund der 

näheren Angaben, die der Steuerpflichtige macht, rechnet das Steueramt aus, daß der Steuer⸗ 

pflichtige 1000 G Umſatzſteuer des Jahres 1932 hinterzogen hat, und daß der Steuer⸗ 
pflichtige, um die hinterzogene Steuer abzulöſen, 1000 G ſpenden muß. Zur Leiſtung einer 

Spende ſetzt das Steueramt dem Steuerpflichtigen eine Friſt von einem Monat. Mit dem 

Ablauf des 18. September 1933 gilt die Eröffnung, daß das Steueramt Kenntnis von der 

Verkürzung der Umſatzſteuer 1932 hat, als erfolgt. Der Steuerpflichtige hat bis dahin nichts 

von ſich hören laſſen. Infolgedeſſen fragt Ende September 1933 das Steueramt bei dem 

Steuerpflichtigen nach dem Stande der Angelegenheit an. Daraufhin überſendet der Steuer⸗ 

pflichtige dem Steueramt einen Spendenſchein über eine durch Vermittlung eines Notars ge⸗ 

leiſtete Spende und außerdem eine von dem Notar ausgeſtellte Empfangsbeſcheinigung. Aus 
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den beiden Urkunden geht hervor, daß der Steuerpflichtige am 12. September 1933 = 
500,— G geſpendet hat. Dieſe 500 G reichen aus, um 500 G hinterzogener Umſatzſteuer 
nebſt den auf die 500 G entfallenden Zinſen und Verzugszuſchlägen abzulöſen und dem 
Steuerpflichtigen Straffreiheit zu verſchaffen. Er iſt jedoch verpflichtet, die nicht abgelöſten 
500 G Umſatzſteuer nebſt den darauf entfallenden Zinſen und Verzugszuſchlägen nachzuzahlen, 
Wenn der Steuerpflichtige bis zum Ablauf des 18. September 1933 keine zur Erlangung von 
Straffreiheit ausreichende Spende leiſtet, ſo iſt die Frage, inwieweit der Steuerpflichtige von 
Strafe wegen Hinterziehung der Umſatzſteuer 1932 frei bleibt, nach dem § 380 des Steuer⸗ 
grundgeſetzes zu beurteilen. 5 
1 8 33 
Sind zur Entrichtung einer Steuer mehrere geſamtſchuldneriſch verpflichtet, ſo kommt eine Ab⸗ 
löſung, die von einem Geſamtſchuldner oder namens eines Geſamtſchuldners bewirkt wird, in dem 
gleichen Amfange wie dieſem Geſamtſchuldner auch den übrigen Geſamtſchuldnern zugute. Dies gilt 
auch für die im 8 6 Abſ. (2) Ziff. 1 der Rechtsverordnung vorgeſehene Befreiung von Zinſen und 
Verzugszuſchlägen. 
8 34 l 
Die Verwaltungsbehörden, die Verwaltungsgerichte und die ordentlichen Gerichte ſind nicht be⸗ 
rechtigt, die im 8 8 der Spendenverordnung vorgeſehenen Friſten zu verlängern. Bei Verſäumung 
der Friſten wird Nachſicht nicht gewährt. s 
Ss 35 
(1) Der Spender muß die Steuerſchulden, die er ablöſen will, bei Hingabe des Spendenſcheins 
genau bezeichnen. Außer der Steuerart (Beiſpiele: Einkommenſteuer, Umſatzſteuer, Gewerbeſteuer) muß 
auch der Zeitraum angegeben werden, auf den die abzulöſende Steuerſchuld entfällt (Beiſpiel: Ein⸗ 
kommenſteuer für 1932). Auf Verlangen der Steuerbehörde muß der Spender noch weitere Angaben 
machen, ſoweit die Steuerbehörde die Angaben braucht, um den Zeitpunkt und den Umfang der Steuer⸗ 
verkürzung zu ermitteln (ſ. auch § 42 dieſer Durchführungsverordnung.) 8 
(2) Hat der Spender mehrere ablöſungsfähige Steuerſchulden und reicht der Annahmewert des 
Spendenſcheins nicht aus, um die ſämtlichen ablöſungsfähigen Steuerſchulden abzulöſen, jo wird die⸗ 
jenige Steuerſchuld abgelöſt, die der Spender bei Hingabe des Spendenſcheins beſtimmt. 
(3) Hat der Spender die abzulöſende Steuerſchuld beſtimmt, ſo iſt er an dieſe Beſtimmung ge⸗ 
bunden. 
§ 36 
Beiſpiele und Ergänzungen zu § 35: f i 

1. Im November 1933 wird feſtgeſtellt, daß der Steuerpflichtige die Umſatzſteuer des Jahres 1932 
um 2000 G vorſätzlich verkürzt hat. Der Steuerpflichtige kann nicht verlangen, daß er wegen 
dieſer Steuerhinterziehung ($ 366 St. Gr. G.) ſtraffrei bleibt, wenn er bereits im Oktober 

1933 den Spendenſchein zur Ablöſung von Einkommenſteuer 1932 hingegeben hat. An die 
Beſtimmung aber, daß mit dem Spendenſchein Einkommenſteuer 1932 abgelöſt werden ſoll, 
bleibt der Steuerpflichtige gebunden. Hätte dagegen der Steuerpflichtige noch nicht beſtimmt, 
der Spendenſchein ſolle zur Ablöſung verkürzter Einkommenſteuer 1932 verwendet werden, 
ſo könnte der Steuerpflichtige den Spendenſchein verwenden, um von der ſchweren Hinter⸗ 
ziehungsſtrafe (der Strafe wegen Hinterziehung der Umſatzſteuer 1932) freizukommen. In 
dieſem Falle würde der Steuerpflichtige nur wegen Gefährdung der Einkommenſteuer 1932 
beſtraft werden. f N . 

2. Im Oktober 1933 ſtellt das Steueramt feſt, daß ein Steuerpflichtiger vorſätzlich die Ein⸗ 
kommenſteuer 1931 um 2500 G und die Umſatzſteuer 1931 um 7500 G verkürzt hat. Dar⸗ 
aufhin übergibt der Steuerpflichtige dem Steueramt einen Spendenſchein über eine im Juli 
1933 geleiſtete Spende von 5000 G. Bei Hingabe des Spendenſcheins beſtimmt der Steuer⸗ 
pflichtige: durch den Spendenſchein (5000 G Annahmewert) ſollten 1250 G Einkommenſteuer 
1931 und 3750 G Umſatzſteuer 1931 abgelöſt werden. Eine ſolche Beſtimmung iſt zuläſſig. 

Der Steuerpflichtige kann alſo den Betrag des Spendenſcheins (Annahmewert) auf mehrere 
ablöſungsfähige Steuerſchulden verteilen, und zwar auch dann, wenn die Verteilung zur Folge 
hat, daß keine der ablöſungsfähigen Steuerſchulden ihrem vollen Amfang nach abgelöſt wird. 
Durch eine ſolche Verteilung kann der Steuerpflichtige, wie das vorſtehende Beiſpiel zeigt, 
Straffreiheit für mehrere Steuerzuwider handlungen erlangen, vorausgeſetzt, daß der Betrag 
des Spendenſcheins (Annahmewert) mindeſtens gleich der Hälfte der verkürzten Steuer⸗ 
einnahmen iſt. Die nicht abgelöſten Teile der verkürzten Steuereinnahmen muß der Steuerpflichtige 
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nachzahlen. Auch muß er Zinſen und Verzugszuſchläge zahlen, die auf die nicht abgelöſten 
Teile der verkürzten Steuereinnahmen entfallen. 
8 37 8 
(1) Nach 8 6 Ziff. 2 Abſ. 2 der Spendenverordnung kann Steuerfreiheit nur für Steuerzu⸗ 
widerhandlungen ($ 362 Steuergrundgeſetzes) nicht dagegen auch für andere Straftaten erlangt 
werden. 
(2) Beiſpiel: 
Ein Steuerpflichtiger hat in der Einkommenſteuererklärung Schuldzinſen abgezogen. Er hat 
dem Steueramt eine Urkunde vorgelegt, aus der das Beſtehen der Schuld und die Ver⸗ 
pflichtung, Schuldzinſen zu entrichten, hervorging. In Wirklichkeit beſtand die Schuld nicht. 
Die vom Steuerpflichtigen vorgelegte Urkunde war fälſchlich angefertigt. In dieſem Falle 
kann wegen der Arkundenfälſchung Straffreiheit nicht durch Hingabe eines Spendenſcheins 
erlangt werden. 
Ss 38 
(J) Die Spendenverordnung geht davon aus, daß Steuerpflichtige, die vor dem 1. Juli 1933 
Steuern verkürzt haben, ſo viel ſpenden, wie erforderlich iſt, um den geſamten Betrag der Steuer- 
verkürzung abzulöſen. Wenn ein Spender bei Feſtſtellung der verkürzten Steuern ſich verrechnet und 
weniger als den vollen Betrag der Steuerverkürzung ſpendet, ſo kommt ihm der Spielraum zugute, 
den der § 6 Ziff. 2 Abſ. 2 der Spendenverordnung vorſieht. Nach § 6 Ziff. 2 Abſ. 2 der Spenden⸗ 
verordnung tritt nämlich für eine Steuerzuwiderhandlung Straffreiheit ſchon dann ein, wenn der 
Betrag, in deſſen Höhe Steuereinnahmen durch die Steuerzuwiderhandlung verkürzt worden ſind, min⸗ 
deſtens zur Hälfte abgelöſt wird. 
(2) Mithin bedarf es in jedem Fall, in dem ein Spender auf Grund der Spendenverordnung 
Straffreiheit in Anſpruch nimmt, der Feſtſtellung: 
1. inwieweit eine einheitliche Steuerzuwiderhandlung vorliegt, und 
2. in welcher Höhe Steuereinnahmen durch dieſe Steuerzuwiderhandlung verkürzt worden ſind 
(. SS 40 u. 41 der Durchführungsverordnung). 


8 39 : 
(1) Eine einheitliche Steuerzuwiderhandlung liegt zum Beiſpiel auch dann vor, wenn das Ver⸗ 
halten des Steuerpflichtigen ſich als eine fortgeſetzte Handlung oder als ein Dauervergehen darſtellt. 
(2) Beiſpiel: 
Ein Steuerpflichtiger hat in den Einkommenſteuererklärungen, die er für die Jahre 1930, 
1931 und 1932 abgegeben hat, ein und dieſelbe Einkommensquelle (3. B. Schmiergelder) 
verſchwiegen. Er hat dabei auf Grund eines einheitlichen Vorſatzes, nämlich auf Grund des 
von Anfang an gefaßten Entſchluſſes gehandelt, die Einkommensquelle (die Schmiergelder) 
der Beſteuerung zu entziehen. In dieſem Fall liegen nicht mehrere ſelbſtändige Steuerzu⸗ 
widerhandlungen, ſondern eine einheitliche fortgeſetzte Steuerzuwiderhandlung vor, die ſich auf 
die Jahre 1930, 1931 und 1932 erſtreckt. 
8 40 
Sind Veranlagungsſteuern dadurch verkürzt worden, daß ein Steuerpflichtiger dem Steueramt un⸗ 
richtige oder unvollſtändige Angaben oder einer beſtehenden Rechtspflicht zuwider keine Angaben ge⸗ 
macht hat, ſo beſtimmt ſich der Betrag, auf den die Steuerverkürzung ſich beläuft, nach den folgenden 
Vorſchriften: 
1. Die Steuerverkürzung erſtreckt fi) auf alle Steuern, die von den unrichtigen und unvollſtän⸗ 
digen Angaben oder von der Unterlaffung der Angaben betroffen werden; 
2. Die Steuerverkürzung erſtreckt ſich auf den Zeitraum, auf den die Steuerveranlagung (ge⸗ 
gebenenfalls das Unterbleiben einer Steuerveranlagung) ſich auswirkt; 
3. Nicht zu berückſichtigen ſind Steuern, die bei Leiſtung der Spende bereits verjährt ſind. Die 
She, L beträgt bei hinterzogenen Steuern zehn Jahre, bei anderen Steuern fünf 
ahre; . 
4᷑. Abzuſetzen find Beträge, die der Steuerpflichtige, bevor er den Spendenſchein der Steuer- 
behörde hingibt, zur Begleichung der verkürzten Steuern geleiſtet hat. 
Bi 8 4 
5 Beiſpiele und Ergänzungen zu $ 40: ; 
1. Ein Steuerpflichtiger hat ſeine Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu niedrig angegeben. Dadurch 
8 hat er die Einkommenſteuer um 2000 G und die Gewerbeſteuer um 1000 G verkürzt. Um 


415 
Straffreiheit zu erlangen, muß der Steuerpflichtige mindeſtens 1500 G verkürzter Steuern 
ablöſen. Dazu it eine Spende von 1500 8 erforderlich. 

2. Eine Einkommenſteuererklärung iſt im März 1933 dem Steueramt zugegangen. In der Steuer⸗ 
erklärung hat der Steuerpflichtige für das Jahr 1932 ein Einkommen ungefähr in der gleichen 
Höhe wie für das Jahr 1931 angegeben. Infolgedeſſen hat das Steueramt vor dem 1. Juli 
1933 nichts weiteres veranlaßt, da es davon ausgegangen iſt, eine größere Abſchlußzahlung für 
das Jahr 1932 ſei nicht zu leiſten und eine nennenswerte Erhöhung der Vorauszahlung für das Jahr 
1933 trete nicht ein. In Wirklichkeit hat der Steuerpflichtige im Jahre 1932 ein außer⸗ 
gewöhnlich hohes Einkommen (etwa das Doppelte des im Jahre 1931 erzielten Einkommens) ge⸗ 
habt. Wäre dies in der Steuererklärung angegeben worden, die im März 1933 dem Steuer⸗ 
amt zugegangen iſt, ſo wäre es ſachgemäß geweſen, daß das Steueramt alsbald nach Ein⸗ 
gang der Steuererklärung den Steuerpflichtigen zu höheren Zahlungen aufgefordert hätte 
(vorläufige Veranlagung zu einer Abſchlußzahlung für 1932, Anforderung erhöhter Vor⸗ 
auszahlungen für 1933). Es liegt eine Verkürzung der Einkommenſteuer 1932, der Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer und der an die Einkommenſteuer anſchließenden anderen Steuern (z. B. 
der Steuern der öffentlich-rechtlichen Religionsgeſellſchaften) möglicherweiſe auch eine Ver⸗ 
kürzung der Gewerbeſteuer, vor. Die Steuerverkürzung iſt bereits vor dem 1. Juli 1933 
eingetreten. Die Steuervorauszahlungen, die auf die Einkommenſteuer des Jahres 1933 zu 
entrichten ſind, gelten nicht als verkürzt und können daher von dem Steuerpflichtigen nicht 
durch Hingabe eines Spendenſcheins abgelöſt werden. Andererſeits kann der Steuerpflichtige 
nicht etwa wegen Hinterziehung der auf die Einkommenſteuer 1933 entfallenden Steuervor⸗ 
auszahlung beſtraft werden. 

3. Eine Vermögenserklärung iſt am 11. Juli 1932 dem Steueramt zugegangen. In der Ver⸗ 
mögenserklärung hat der Steuerpflichtige ſein Vermögen nach dem Stande vom 31. Dezember 
1931 zu niedrig angegeben. Der Steuerpflichtige hat auch ſpäterhin ſeine Vermögens⸗ 
erklärung nicht berichtigt. Durch die unrichtige Vermögenserklärung hat der Steuerpflichtige 
die Vermögensſteuer für die Zeit vom 1. Januar 1932 bis zum 31. März 1934 verkürzt. 
Die Verkürzung iſt am 11. Juli 1932 eingetreten, und zwar auch inſoweit, als die verkürzte 
Vermögenſteuer auf die Zeit nach dem 11. Juli 1932 (auf die Zeit bis zum 31. März 1934) 
entfällt. Die auf die Zeit nach dem 31. März 1934 entfallende Vermögenſteuer gilt nicht 
als verkürzt und kann daher von dem Steuerpflichtigen nicht durch Hingabe eines Spenden⸗ 
ſcheins abgelöſt werden. Andererſeits kann der Steuerpflichtige nicht etwa wegen Hinter⸗ 
ziehung der auf die Zeit nach dem 31. März 1934 entfallenden Vermögenſteuer beſtraft 
werden, ſoweit dieſe Steuer auf der bisherigen Vermögenserklärung beruht. 


8 42 

(1) Iſt ein Steuerpflichtiger im Zweifel darüber, in welcher Höhe er Steuereinnahmen verkürzt 
hat und wieviel Spende er, um Straffreiheit zu erlangen, leiſten muß, ſo kann er das Steueramt 
um Berechnung der verkürzten Steuern erſuchen (ſ. auch S 31 Abſ. 2 dieſer Durchführungsver⸗ 
ordnung). 

(2) Dieſes Erſuchen kann auch ein von dem Steuerpflichtigen bevollmächtigter Notar ſtellen. Der 
Notar braucht dabei dem Steueramt weder die Vollmacht nachzuweiſen noch den Namen des Steuer⸗ 
pflichtigen zu nennen. Es genügt, daß der Notar dem Steueramt ſchriftlich alles angibt, was zur Be⸗ 
rechnung der verkürzten Steuern erforderlich iſt ($ 43 dieſer Durchführungsverordnung). 

(3) Wenn ein Notar, ohne den Namen des Steuerpflichtigen zu nennen, das Steueramt um 
Berechnung der verkürzten Steuereinnahmen erſucht, ſo finden die in den Abſätzen 4 bis 7 enthaltenen 
Vorſchriften Anwendung. 

(4) Das Steueramt ſtellt die Berechnung für den Fall aus, daß Steuerhinterziehung (vorſätz⸗ 
liche Verkürzung von Steuern) vorliegt ($ 40 dieſer Durchführungsverordnung). 

(5) Den errechneten Geſamtbetrag der verkürzten Steuern (ohne die darauf entfallenden Zinſen 
und Verzugszuſchläge) teilt das Steueramt dem Notar mit. Die einzelnen Poſten, aus denen der Ge⸗ 
ſamtbetrag ſich zuſammenſetzt, und ſonſtige Einzelheiten braucht das Steueramt dem Notar nicht mit⸗ 
zuteilen. Das Steueramt iſt auch nicht verpflichtet, ſich mit dem Notar auf eine Auseinanderſetzung 
über den errechneten Geſamtbetrag einzulaſſen. Ein Rechtsmittel gegen die vom Steueramt angeſtellte 
Berechnung (insbeſondere gegen den errechneten Geſamtbetrag) iſt nicht gegeben. 

(6) Die Berechnung des Steueramts iſt für die Freie Stadt Danzig (gegebenenfalls auch für die 
ſonſt in Betracht kommenden Steuergläubiger) verbindlich, vorausgeſetzt, daß die Angaben, die de 
Notar dem Steueramt gemacht hat, vollſtändig und richtig ſind. a 
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(7) Im einzelnen wirkt ſich die im Abſ. 6 enthaltene Vorſchrift folgendermaßen aus: 
1. Wegen der Steuerverkürzung, die der Notar dem Steueramt dargelegt hat, dürfen 
a) Steuern höchſtens zu dem vom Steueramt errechneten Geſamtbetrag nachgefordert, 
b) Zinſen und Verzugszuſchläge höchſtens inſoweit erhoben werden, als ſie auf den vom 
Steueramt errechneten Geſamtbetrag entfallen. 
2. Das zuſtändige Steueramt (oder die ſonſt in Betracht kommende Steuerbehörde) kann, wenn 
ihr der Name des Steuerpflichtigen bekannt wird, nachprüfen, ob die Angaben, die der Notar 
gemacht hat, vollſtändig und richtig ſind (§ 43 der Durchführungsverordnung). 


Ss 43 5 

(J) Wenn ein Spender unter Hingabe des Spendenſcheins Ablöſung alter Steuern (ablöſungs⸗ 
fähiger Steuerſchulden) verlangt, ſo iſt wie folgt zu verfahren: 

(2) Die Steuerbehörde (das Steueramt oder die ſonſt in Betracht kommende Steuerbehörde) 
hat den Zeitpunkt und den Umfang der Steuerverkürzung zu ermitteln (8 35 dieſer Durchführungs⸗ 
verordnung). Dazu gehört auch die Ermittlung, inwieweit die Verkürzung einer Steuer (3. B. der Ein⸗ 
kommenſteuer) ſich auf andere Steuern (3. B. auf den Notzuſchlag, die Gewerbeſteuer und die Steuern 
der öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften) auswirkt. 

(8) Auf Grund der Ermittlungen (Abſ. 2) wird die Steuer durch Steuerbeſcheid feſtgeſetzt (ge⸗ 
gebenenfalls durch Berichtigungsveranlagung). Die feſtgeſetzte Steuer bildet die Grundlage für Zu⸗ 
ſchläge, die auf die Steuer entfallen, für andere Steuern, die an die feſtgeſetzte Steuer anknüpfen (Bei⸗ 
ſpiel: Steuern der öffentlich⸗ rechtlichen Religionsgeſellſchaften) und für Steuervorauszahlungen, die 
nach Maßgabe der feſtgeſetzten Steuer erhoben werden. 

(4) In dem Steuerbeſcheid (Abſ. 3 Satz 1) wird auch feſtgeſtellt, inwieweit die Steuer abgelöft 
worden iſt. Der Reſtbetrag, der nach Abſetzung des abgelöſten Steuerbetrages verbleibt, iſt im Steuer⸗ 
beſcheid zu errechnen und bildet den Sollbetrag (gegebenenfalls den neuen Sollbetrag). 

(5) Iſt bei Hingabe des Spendenſcheins ein Strafverfahren wegen der Steuerverkürzung an⸗ 
hängig und reicht die Spende (ſowohl ihrer Höhe als auch hinſichtlich ihres Annahmewertes) aus, 
um dem Spender Straffreiheit zu verſchaffen, ſo gilt mit der Hingabe des Spendenſcheins das Straf⸗ 
verfahren als eingeſtellt. Einer beſonderen Einftellungsperfügung bedarf es nicht, ein Aktenvermerk 
genügt. Neue Strafverfahren wegen Steuerzuwiderhandlungen, für die durch Hingabe von Spenden⸗ 
ſcheinen Straffreiheit erlangt worden iſt, werden nicht eingeleitet. 


8 44 

(1) Iſt bei Hingabe des Spendenſcheins eine Steuernachzahlung wegen einer Steuerverkürzung 
ſeſtgeſetzt und die Feſtſetzung bereits rechtskräftig geworden, reicht jedoch die Spende (ſowohl ihrer Höhe 
nach als auch hinſichtlich ihres Annahmewertes) aus, um den nachzuzahlenden Steuerbetrag (nebſt den 
darauf entfallenden Zinſen und Verzugszuſchlägen) abzulöſen, ſo gilt mit der Hingabe des Spenden⸗ 
ſcheins der nachzuzahlende Steuerbetrag (nebſt dendarauf entfallenden Zinſen und Verzugszuſchlägen) 
inſoweit als erlaſſen, als die nachzuzahlende Steuer (die nachzuzahlenden Zinſen und Verzugszuſchläge) 
noch nicht bezahlt oder beigetrieben iſt. Gezahlte oder beigetriebene Beträge werden nicht erſtattet. 

(2) Iſt bei Hingabe des Spendenſcheins bereits rechtskräftig auf Strafe wegen der Steuerver⸗ 
kürzung erkannt, ſo kann durch Hingabe des Spendenſcheins der verkürzte Steuerbetrag nicht mehr ab⸗ 
gelöſt werden. Das rechtskräftige Straferkenntnis iſt zu vollſtrecken. Der Betrag, in deſſen Höhe 
Steuereinnahmen verkürzt worden ſind, iſt (nebſt Zinſen und Verzugszuſchlägen) einzuziehen (erforder- 
lichenfalls beizutreiben). 

Abſchnitt XI 
Erſatz⸗Spendenſchein 
8 45 

(1) Der Spender kann, wenn er bei Hingabe des Spendenſcheins nur über einen Teil des im 
Spendenſchein angegebenen Annahmewertes Beſtimmung trifft, verlangen, daß ihm über den Reſt⸗ 
betrag, ſofern dieſer wenigſtens zehn Gulden ausmacht, ein Erſatz⸗Spendenſchein ausgeſtellt wird. 

(2) Zur Ausſtellung von Erſatz⸗Spendenſcheinen ſind ausſchließlich die Steuerämter zuſtändig. 
Wird ein Spendenſchein nicht einem Steueramt, ſondern einer anderen Steuerbehörde hingegeben und 
dabei Ausſtellung eines Erſatz⸗Spendenſcheins beantragt, ſo hat die Steuerbehörde dieſen Antrag 
dem Steueramt zuzuleiten, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. Beizufügen find die Unterlagen, die 
das Steueramt braucht, um über den Antrag entſcheiden zu können. i ST 
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(3) Der Erſatz⸗Spendenſchein beſteht aus 

1. einer beglaubigten Abſchrift der Vorderſeite des Spendenſcheins, 

2. folgenden Zuſatz: 

Erſatz⸗Spendenſchein 
Es wird hiermit beſcheinigt, daß von den Gulden, auf die der vor⸗ 

ſtehende Spendenſchein lautet, ein Teilbetrag vonn Gulden verwendet worden 
115 der NReitbetrag v on Gulden dagegen noch zur Verfügung des Spenders 
teht. 

3 Angabe von Ort und Datum, Bezeichnung des Steueramts, Unterſchrift, Abdruck des Dienſt⸗ 
ſtempels. 

(4) Im übrigen finden die Beſtimmungen, die für den Spendenſchein gelten, auf den Erſatz⸗ 
Spendenſchein⸗Anwendung. Insbeſondere kann ein Spender, der einen Erſatz⸗Spendenſchein erhalten 
hat und der alsdann bei Hingabe des Erſatz⸗Spendenſcheins nur über einen Teil des nach dem Erſatz⸗ 
Spendenſcheins nur über einen Teil des nach dem Erſatz-Spendenſchein noch verfügbaren Annahme⸗ 
wertes Beſtimmung trifft, verlangen, daß ihm über den verbleibenden Reſtbetrag, ſofern dieſer wenig⸗ 
ſtens zehn Gulden ausmacht, ein weiterer Erſatz⸗Spendenſchein ausgeſtellt wird. 

(5) Beiſpiel: In einem Spendenſchein iſt beſcheinigt, daß der Spender am 30. Juni 1933 
eine Spende von 800 G geleiltet hat. Der Spender gibt den Spendenſchein dem Steueramt hin mit 
der Beſtimmung, es ſollte verkürzte Umſatzſteuer 1932 abgelöſt werden. Die verkürzte Umſatzſteuer 1932 
beläuft ſich auf 500 G. In dieſem Falle kann der Spender verlangen, daß ihm anſtelle des hinge⸗ 
gebenen (auf einen Nennwert von 800 G lautenden) Spendenſcheins ein Erſatz⸗Spendenſchein ausgeſtellt 
wird. Aus dieſem Erſatz⸗Spendenſchein muß hervorgehen, daß von den geſpendeten 800 G ein Teil⸗ 
betrag von 500 G verwendet worden iſt, ein Reſtbetrag von 300 G dagegen noch zur Verfügung 
ſtehe. f 

Abſchnitt XII 
Spenden durch Abzug vom Arbeitslohn und von Aufſichtsratsvergütungen 
8 46 

(1) Der Arbeitnehmer kann durch ſchriftliche Erklärung beſtimmen, daß der Arbeitgeber von dem 
Arbeitslohn einmalig oder laufend bis auf Widerruf einen Lohnteil als freiwillige Spende zur Förde⸗ 
rung der nationalen Arbeit einzubehalten hat. 

Beiſpiel: Ein Beamter reicht der Kaſſe, die ſein Gehalt auszahlt, eine ſchriftliche Erklärung 
des Inhalts ein: die Kaſſe ſolle von den Dienſtbezügen, die dem Beamten zuſtehen, einmalig oder 
laufend bis auf Widerruf monatlich ſoundſoviel Gulden oder einen beſtimmten Prozentſatz des Ge⸗ 
halts als freiwillige Spende einbehalten. 

(2) Der Arbeitgeber hat die Lohnteile, die er als freiwillige Spende zur Förderung der natio⸗ 
nalen Arbeit von dem Arbeitslohn des Arbeitnehmers einbehält, von dem Arbeitslohn neben den in 
SS 63 und 70 des Einkommenſteuergeſetzes vorgeſehenen Ermäßigungen abzuziehen. Von dem danach 
verbleibenden Reſtbetrag hat der Arbeitgeber die Lohnſteuer zu berechnen. Über die Höhe der Spende 
iſt ein Vermerk im Steuerbuch unter Spalte 4, auf der Steuerkarte in dem für die Eintragung der 
Sonderermäßigungen vorgeſehenen Raum zu machen. Der Notzuſchlag für die Lohnempfänger (Ar⸗ 
beitsloſenhilfe) ermäßigt ſich nicht dadurch, daß der Arbeitnehmer ſich einen Lohnteil als freiwillige 
Spende einbehalten läßt. 

(3) Der Arbeitgeber hat die einbehaltenen Spendenbeträge ſpäteſtens 3 Tage nach der Einbe⸗ 
haltung für die geſamte Belegſchaft in einer Summe an die Steuerkaſſe Buchhalterei 30 unter dem 
Kennwort „Spendenabzug“ gegen gewöhnliche Kaſſenquittung abzuführen. 

(4) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer auf deſſen Verlangen beim Ausſcheiden des Arbeit⸗ 
nehmers aus dem Dienſtverhältnis, ſpäteſtens nach Ablauf des Kalenderjahres, eine Beſcheinigung über 
die Höhe der Beträge zu erteilen, die dem Arbeitnehmer als freiwillige Spende zur Förderung der 
nationalen Arbeit einbehalten worden ſind. Ein Spendenſchein wird in dieſem Falle weder dem Arbeit⸗ 
geber noch dem einzelnen Arbeitnehmer erteilt. 

(5) Wird ein Arbeitnehmer veranlagt, ſo kann er verlangen, daß von dem Einkommen des Steuer⸗ 
abſchnitts die Summe abgeſetzt wird, die ihm im Steuerabſchnitt als freiwillige Spende zur Förderung 
der nationalen Arbeit einbehalten worden iſt. S 26 findet Anwendung. Zum Nachweis der in dem 
Steuerjahr einbehaltenen Spendenbeträge hat der Arbeitnehmer die Beſcheinigung (Abſ. 4 Satz 1) 
dem Steueramt vorzulegen. 
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Abſchnitt XIII 
Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen 
8 47 
(1) Werte, die als freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit hingegeben worden 
ſind, können nicht zurückgefordert werden. 
(2) Der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten iſt ausgeſchloſſen. 


Ss 48 
Wenn Körperſchaften, Perſonenvereinigungen, Vereine, Verbände, Geſellſchaften, Gemeinſchaften, 
Anſtalten ‚Stiftungen und andere Vermögensmaſſen ihr Vermögen oder ſonſtige ihnen zur Verfügung 
ſtehende Mittel nur zu genau beſtimmten Zwecken (3. B. nur zu ſatzungsmäßigen Zwecken) verwendet 
werden dürfen, ſo hindert dies nicht, daß aus dem Vermögen oder aus den ſonſtigen zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit geleiſtet wird. Eine ſolche 
Spende gilt als eine zu ſatzungsmäßigen Zwecken geleiſtete Ausgabe. 


Ss 49 

(1) Die bereits vor Veröffentlichung dieſer Durchführungsverordnung erteilten Spendenſcheine nach 
dem vom Senat im Verwaltungswege feſtgelegten einſtweiligen Muſter behalten Gültigkeit, auch wenn 
ſie nur mit einer Unterſchrift verſehen ſind. In Geſtalt von anderen Behelfsformularen erteilte Spen⸗ 
denſcheine ſind nachträglich durch Spendenſcheine nach Maßgabe der in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Muſter zu erſetzen. Dieſe Zwiſchenformulare, die nach Möglichkeit einzuziehen ſind, geben keinen 
Anſpruch auf Verwendung gemäß $ 6 der Spendenverordnung. 

(2) Eine Übertragung der vor Veröffentlichung dieſer Durchführungsverordnung geführten Liſten 
der Annahmeſtellen auf das in § 5a vorgeſehene Muſter iſt nicht erforderlich. 

(3) Sit bei Arbeitnehmerſpenden der in $ 46 Abſ. 2 vorgeſehene Abzug bei Berechnung der 
Einkommenſteuer vor Veröffentlichung dieſer Durchführungsverordnung unterblieben ‚jo iſt der Aus⸗ 
gleich bei der nächſten Lohn⸗(Gehalts⸗) zahlung herbeizuführen. 


Danzig, den 1. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Bezeichnung der Dienftitelle. Anlage 1 
Spendeunliſte 
— 8 = = — 
Datum | 1 5 Name des Einzahlers ſchein Nr. 1 8 55 | ee 
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(Annahmeſtelle) Anlage 2 
Freſwillige Spende Nr:: 
zur Förderung der nationalen Arbeit. 
Spendenſchein tber 0 
ii Bichler Gulden 
/ [ 
hat in Höhe des bezeichneten Betrages amm 183 eine freiwillige Spende zur 


Förderung der nationalen Arbeit geleiſtet. 
Für die Verwendung des Spendenſcheins gelten die Vorſchriften des Artikels I SS 6 bis 8 der 
Verordnung zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit. 


Büchl def! 8 

Danzig, den 19...... 

Dienſtſtempel Kaſſierer Buchhalter 

Bank von Danzig Anlage 3 

Freiwillige Spende Nr 
zur Förderung der nationalen Arbeit. 

Spendenſchein ben 6 
in Buchſtabe nns ñßßßxdßdßßßdßßd ERL  e 
000 ĩͤĩ0ͤ ⁵ ĩ ̃ T EN herein Gulden . P 
e ee en a a ee, 
hat in Höhe des bezeichneten Betrages amn 193...... eine freiwillige Spende zur 
Förderung der nationalen Arbeit dadurch geleiſtet, daß er folgende Wertpapiere hingegeben hat: 
Wertpapiergattung (Zinsſchein fällig am) | Kurs | Ana 


JJ) Sa re EEE KA f ͤ . alle 2.03 2 VE 6qõ . ˙˙ A ̃ ⁵⅛ä . AT LE AV 127 | 120 SEE ET 
STE rr ß1½ßßß. U 


22 y ee tt. ̃ ̃⁵ ee ea an 1 DR .. Eee ee 


Insgeſamt 


Für die Verwendung des Spendenſcheins gelten die Vorſchriften des Artikels I SS 6 bis 8 der Ver⸗ 
ordnung zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit. 


Dann d nnn 1 Ei 
Bank von Danzig. 


162 Berichtigung. 


In der Verordnung über die Errichtung öffentlich⸗rechtlicher Berufsvertretungen der Induſtrie, des 
Handels, des Handwerks und des Gewerbes im Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 4. 8. 33 (G. Bl. 
Nr. 52 S. 361) muß es in der Einführung Zeile 1 heißen ſtatt: „§ 1 Ziffer 77“ „S 1 Ziffer 71“, 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und ıe3 Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


| 
| 
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